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THEMA

Michael Wolf

Funktion und Struktur einer Abteilung
Gemeindepsychiatrie der Stadt Frankfurt
am Main

Vorbemerkung:

In den folgenden Überlegungen werden zunächst
kommunale psychiatrische Funktionen in einem hi-
storischen und aktuellen gesundheits- bzw.
psychiatriepolitischen Kontext bestimmt. Im Fortgang
werden diese dann mit den bestehenden
institutionellen Gegebenheiten in Frankfurt konfron-
tiert und Lösungsvorschläge für die konstatierten
Defizite formuliert. (1)

1. Psychiatriepolitische Grundlagen

Das zum 1.1.1990 in Kraft getretene HKRG benennt
in 3, Abs.1 ausdrücklich eine kommunale Verantwor-
tung für die bedarfsgerechte Versorgung aller er-
krankten Bürger. Dies bedeutet speziell für den
psychiatrischen Bereich eine Bekräftigung der Um-
orientierung der stationären Versorgung von einer
Landeskrankenhauspsychiatriezu einer solchen, die
durch eine sektorbezogene Behandlungs- und
Versorgungsstruktur charakterisiert ist.

Wesentliche "Bausteine" dieser Sektorpsychiatrie
sind die Behandlung an Abteilungen in Allgemein-
krankenhäusern in der Kommune, möglichst im Sek-
tor, sektorbezogene Sozialpsychiatrische Dienste,
ein gemeindepsychiatrisches Verbundsystem von
Diensten und Einrichtungen, komplementäre (2) Ein-
richtungen im Wohn-, Arbeits- und Freizeitbereich
und eine kommunale Planung, Gestaltung und
Koordination des ganzen gemeindepsychiatrischen
Bereichs.

Diese Konzeption ist grundsätzlich bereits in der
"Psychiatrie- Enquete" (Unterrichtung durch die Bun-
desregierung: Bericht über die Lage der Psychiatrie
in der Bundesrepublik Deutschland - Zur
psychiatrischen und psychotherapeutisch/
psychosomatischen Versorgung der Bevölkerung )
von 1975 entwickelt und ausgeführt und in den
"Empfehlungen der Expertenkommission der Bun-
desregierung zur Reform der Versorgung im
psychiatrischen und psychotherapeutisch/
psychosomatischen Bereich" von 1988 bekräftigt
und detailliert worden.

2. "Bausteine" kommunaler Psychiatrie

Wesentliche "Bausteine" einer kommunalen
Psychiatrie, die die o.g. kommunale Verantwortung
und die mit ihr einhergehenden Anforderungen ernst
nimmt, sind, jenseits der klinischen und
komplementären Einrichtungen und Dienste, u.a.
(vgl. "Empfehlungen"):

- der gemeindepsychiatrische Verbund
- der Sozialpsychiatrische Dienst
- die Funktion der Koordination und Steuerung

- Der gemeindepsychiatrische Verbund beinhaltet
einen aufsuchend ambulanten Dienst, eine Einrich-
tung mit Kontaktstellenfunktion und eine Tagesstätte.
Diese Einrichtungen sollten zweckmäßigerweise und
traditionell in freier Trägerschaft stehen. Sofern sie
noch nicht vorhanden sind und das Potential freier
Träger ausgeschöpft ist, bietet sich eine (möglicher-
weise auch nur vorübergehende) Trägerschaft und
FunktionswahrnehmungderKommune an (vgl. "Emp-
fehlungen" S. 295 ff)

Exkurs: Funktionswandel des öffentlichen
Gesundheitsdienstes

Hierzu eine grundsätzliche Überlegung. Die Funktion
und die einzelnen Aufgaben des öffentlichen
Gesundheitsdienstes sind Veränderungen unterwor-
fen und nicht unumstritten. Neuerdings wird (vgl.
expl. Badura/ Lenk 1986, Labisch 1986) folgende
Position vertreten:

Die Aufgaben des öffentlichen Gesundheitsdienstes
(öGD) haben sich seit dem 19. Jahrhundert ebenso
gewandelt wie das sog. Krankheitspanorama. An die
Stelle der früher vorherrschenden Infektionskrank-
heiten sind die sog. Zivilisationskrankheiten getre-
ten. Für beide waren bzw. sind sozialpräventive
Maßnahmen das Therapeutikum der Wahl. Die In-
fektionskrankheiten wurden in erster Linie durch
kommunale Sanierungsmaßnahmen im Sinne einer
Verbesserung der allgemeinen Hygiene und durch
Volksaufklärung über Infektionsrisiken bekämpft. Die
Zivilisationskrankheiten sollen in erster Linie erfolg-
reich durch ebensolche sozialpräventive Maßnah-
men zur Entwicklung einer allgemein weniger riskan-
ten, gesundheitsförderlichen Lebensweise in
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struktureller Hinsicht (expi.: Straßenverkehr) und
bzw. durch entsprechende gesundheitliche Aufklä-
rung und Beratung bekämpft werden.

Diese Politik wird von der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) und von der
Bundesregierung durch das Bundesgesundheits-
ministerium und die Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung (BZgA) programmatisch gefordert
und durch die verschiedensten Projekte (in Frankfurt
z.B. das Projekt "Gesunde Städte") unterstützt.

Dementsprechend bestimmen sich die Funktion und
die Aufgabenbereiche der Gesundheitsämter neu.
Alte Aufgaben (expi Seuchenbekämpfung) fallen
weitgehend fort oder werden (expi.
Vorsorgeuntersuchungen) anderweitig, z.B. durch
die niedergelassene Ärzteschaft, wahrgenommen.
Dafür treten neue Aufgaben als Anforderungen
kommunaler Gesundheitspolitik an die Ämter heran
und müssen von diesen wahrgenommen werden,
wenn sie nicht ihre Daseinsberechtigung verlieren
wollen.

Die Funktion des 6GD ist dann die Wahrnehmung
vorübergehend notwendiger Aufgaben, zum einen,
um diese weil notwendig tatsächlich wahrzunehmen
und zum anderen, um ihre Bedeutung ins öffentliche
Bewußtsein zu heben. Im Zuge der sukzessiven
Institutionalisierung und Professionalisierung solcher
Aufgaben und der öffentlichen Einsicht in ihre Not-
wendigkeit werden sie dann von anderen Trägern
übernommen und der öGD kann und muß sie aufge-
ben und sich neue Prioritäten setzen.

Dies gilt auch für den psychiatrischen und
psychotherapeutisch/ psychosomatischen Bereich.
Die genannten Funktionen des gemeinde-
psychiatrischen Verbunds, des Sozialpsychiatrischen
Dienstes und die der Koordination und Steuerung
müssen erforderlichenfalls von der Kommune selbst,
d.h. konkret vom öGD bzw. Gesundheitsamt wahr-
genommen werden, in der Perspektive, sie nach
einer gewissen Zeit sukzessive ab- oder aufgeben zu
können.

- der Sozialpsychiatrische Dienst soll insbesondere
für chronisch psychisch Kranke und seelisch Behin-
derte die erforderlichen beratenden, vorsorgenden,
nachgehenden und intervenierenden Hilfen anbie-
ten. Er ist i.d.R. mit einer Klientel befaßt, die sich
(noch) nicht in regelmäßiger ambulanterBehandlung
oder in Kontakt mit einer anderen
gemeindepsychiatrischen Einrichtung befindet. Sei-
ne Aufgabe ist überwiegend Einzelfallhilfe mit
gleichermaßen medizinischen wie sozialen
Hilfsangeboten. Der Dienst soll nach Möglichkeit
dezentral, d.h. sektorbezogen organisiert sein
(vgl."Empfehlungen" S., 221 ff).
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- die Funktion der Koordination und Steuerung soll
die Zusammenarbeit der an der Versorgung und
Behandlung Beteiligten fördern und sichern. Sie soll
weiter im Sinne der kommunalen Verantwortung
auch für psychisch Kranke bzw. seelisch Behinderte
die Struktur der kommunalen Versorgung verbes-
sern, gestalten und dadurch diese sichern. Das impli-
ziert auch eine (sekundär-) präventive Funktion im
Sinne der neueren Aufgaben des öGD, wie sie oben
benannt wurden. Sie kann effektiv nur dann wahrge-
nommen werden, wenn auch eine Planung der Ver-
sorgung erfolgt, in der die Entwicklung der Bevölke-
rung v.a. hinsichtlich bekannt risikobeladener
Teilgruppen durch Rückgriff auf Bevölkerungsstatistik
und sozialepidemiologische Befunde und die Ent-
wicklung von Versorgungs- und
Behandlungsmöglichkeiten zueinander ins Verhält-
nis gesetzt und daraus Vorschläge für die
Weiterentwicklung der bestehenden Strukturen ent-
faltet werden. Zur Wahrnehmung dieser Funktion
wird die Einrichtung einer Koordinationsstelle als
Stabsstelle am zuständigen Dezernat oder am/ im
Gesundheitsamt und die eines Beirates aus den an
der Versorgung der Region beteiligten Trägern,
Ämtern, Stellen und Diensten etc. vorgeschlagen.

3. Die Situation in Frankfurt und das "Frankfurter
Modell"

Das Stadtgebiet Frankfurt ist (vgl. Magistratsbericht
B 97 vom 14.3.1986) in 4 Sektoren geteilt, in denen
im Sinne einer Gemeindepsychiatrie, wie sie von
"Enquete" und "Empfehlungen" formuliert wird, eine
bürgernahe psychiatrische Behandlung und Versor-
gung erfolgen soll.

Die Realisierung dieser gemeindepsychiatrischen
Konzeption ist in den Sektoren und in den verschie-
denen Bereichen des Versorgungsspektrums sehr
unterschiedlich weit gediehen. Einem nach allgemei-
ner Einschätzung recht gut ausgebauten
komplementären Bereich stehen z.T. gravierende
Defizite, v.a. im klinischen Bereich, gegenüber (vgl.
Magistratsbericht B 610 vom 7.6.1991). (3)
Das gilt auch für die o.g. kommunalpsychiatrischen
"Bausteine" im außerklinischen Bereich. Immerhin
gibt es inzwischen in jedem der 4 Sektoren eine
Kontakt- und Beratungsstelle als Teil des
"gemeindepsychiatrischen Verbunds", die z.T. auch
aufsuchend tätig wird. In erster Linie ist das aber
(noch) Aufgabe des kommunalen
sozialpsychiatrischen Dienstes, der allerdings in die-
ser Form auch (noch) nicht wirklich besteht. Vielmehr
wird von der Abt. 50.85 Sozialpsychiatrie im Sozialamt
der Stadt, bzw. der Abt. 53.5. im Gesundheitsamt der
Stadt, in gewissem Umfang und in einer bestimmten
Weise die Funktion sozialpsychiatrischer Dienst
wahrgenommen.(4)

Die Abteilung Sozialpsychiatrie (im folgenden soll
diese vereinfachende Sprachregelunggetroffen wer-
den, insofern von der Funktion und nicht ihrer
institutionellen Verortung die Rede ist) ist neben
anderem (Mitwirkung bzw. Verhinderung bei/ von
Klinikseinweisungen nach 10 und 9 HFEG,
Begutachtung u.a.m.) mit Einzelfallhilfe im Sinne der
Tätigkeit eines sozialpsychiatrischen Dienstes be-
faßt. Sie hat sich zu diesem Zweck informell intern
sektorisiert, so daß für jeden Sektor bestimmte Ärzte
und Sozialarbeiter - andere Berufsgruppen, die in
den "Empfehlungen" genannt werden, insbesondere
psychiatrische Fachpflegekräfte und Psychologen,
gibt es hier nicht - zur Verfügung stehen. Sie
kooperieren mit den Kontakt- und Beratungsstellen
in den Sektoren (und natürlich mit den anderen
klinischen und komplementären sektorbezogenen
Einrichtungen und Diensten).

Ein erstes Problem diese Stelle wird hier sichtbar.
Der zweckmäßige und empfohlene tatsächliche
Sektorbezug, der expl. darin zum Ausdruck käme,
daß es sich um 4 Stellen mit jeweils einem
multiprofessionellen Team handelte, die im jeweili-
gen Sektor angesiedelt sind, besteht nicht. In der
Folge sind die Wege länger und die Zuständigkeiten
und Kompetenzen für Außenstehende und Klienten
schwer durchschaubar.

Daraus folgt:

(EMPFEHLUNG 1) Es ist langfristig notwendig, die
Funktion sozialpsychiatrische Dienst inkl. aufsuchen-
de Hilfe durch den gemeindepsychiatrischen Verbund
zu dezentralisieren und in jedem Sektor der Stadt
einen solchen Dienst (in kommunaler oder freier
Trägerschaft) mit einem multiprofessionellen Team
einzurichten.

Die institutionelle Einbindung der Abt.
Sozialpsychiatrie ist ungewöhnlich. Die Abt. ist eine
des Sozialamts der Stadt (50.85). Die in ihr tätigen
Ärzte bilden das SG Ärztlicher Dienst und zugleich
die Abt. Psychiatrie des Stadtgesundheits-amtes
(53.5.), die keine eigenen Personalstellen hat. Der
Leiter von 53.5 ist Leiter des SG Ärztlicher Dienst und
zugleich Leiter der Abt. Kinder-Jugend-Eltern-Bera-
tung (51.3) des Jugendamtes der Stadt. Die Abt.
Sozialpsychiatrie unterliegt der Dienstaufsicht des
Sozialamts. Die in ihr tätigen Ärzte unterliegen - wie
die in 51.3. des Jugendamtes tätigen Ärzte - der
Fachaufsicht des Gesundheitsamts.

Im Ergebnis kann die Stelle so, abgesehen von dem
Problem des unzureichenden Sektorbezugs (s.o.) in
Kooperation der Mitarbeiter der SGe Ärztlicher Dienst
und Sozialdienst zwardie sozialpsychiatrische Funk-
tion der Einzelfallhilfe wahrnehmen, darüber hinaus
gehende Funktionen aber praktisch nicht.
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Die sozialpsychiatrische Funktion allerdings auch
nur reduziert auf die professionellen Funktionen und
Kompetenzen der Berufsgruppen der Ärzte und
Sozialarbeiter, nicht in dem Umfang, wie es das
empfohlene multiprofessionelle Team eines
sozialpsychiatrischen Dienstes könnte.

Eben dies, die Tatsache daß es sich hier nur um zwei
Berufsgruppen handelt, die sich unterschiedlichen
Professionen und Ämtern und deren Arbeitsweise
verpflichtet fühlen, födert eine "Versäulung "der Kom-
petenzen (und Konflikte um diese), wie sie ja auch in
der unterschiedlichen SG-Zugehörigkeit und
Fachaufsicht zum Ausdruck kommt. Ein
multiprofessionelles Team mit einer klar sichtbaren
Sektorverantwortung würde mit Sicherheit andere
interprofes-sionelle Kooperationsfromen entwickeln,
wie die entspr. Erfahrungen aus anderen Städten
zeigen. Expl. sei hierzu auf den Sozialpsychiatrischen
Dienst der Stadt Offenbach verwiesen.

Daraus folgt

(EMPFEHLUNG 2) Es ist langfristig darauf
hinzuwirken, die in Empfehlung 1 genannten
sektorisierten sozialpsychiatrischen Dienste durch
andere Berufsgruppen, insbesondere psychiatriche
Fachpflegekräfte und Psychologen, zu ergänzen,
um die Breite der erforderten Aufgaben wirksam
arbeitsteilig und kooperativ wahrnehmen zu können.

Die institutionelle Verortung der Funktion
Gemeindepsychiatrie in der Abt. Sozialpsychiatrie
des Sozialamtes mit den derzeitigen Regelungen der
Verantwortlichkeiten und Aufsichten beinhaltet aber
noch andere Funktionsdefizite.

Die darin liegende Aufsplitterung der Kompetenzen
und der Verantwortung macht es der Stelle tatsäch-
lich unmöglich, über Einzelfallhilfe hinaus Funktio-
nen wahrzunehmen, die beim derzeitigen
Entwicklungstand der Gemeindepsychiatrie in
Frankfurt unumgänglich erforderlich sind.

Dasgilt in erster Linie fürdie Funktion der Koordination,
Planung, Steuerung und Verlaufskontrolle. Eine sol-
che Funktion kann nur erfolgreich wahrgenommen
werden, wenn sie institutionell ausdifferenziert ist
und in einer klaren Zuständigkeit und Beziehung zu
einem Dezernat und Amt steht (zweckmäßigerweise
- vgl. die Begründung unten - dem Dezernat für
Gesundheit bzw. dem Gesundheitsamt). Die
Ausdifferenzierung ist für eine Abgrenzung der
Aufgabenwahrnehmung erforderlich, weil erfahrungs-
gemäß sonst der alltägliche Handlungsdruck durch
akute Probleme des Klienteis und die dafür notwen-
digen Interventionen die Arbeit weitestgehend
absorbiert. Eben dies wird zumindest von den ärztli

chen Mitarbeitern über die ggw. Situation berichtet.
Die klare und eindeutige Zuordnung zu einem im
Bereich der Gemeindepsychiatrie tätigen verantwort-
lichen Dezernat ist notwendig, um die in der Stadt
Frankfurt aktuell anstehenden drängenden Aufga-
ben (vgl. Magistratsbericht B 61 o vom 7.6.1991) in
politischer Verantwortung einer/s zuständigen
Dezernentin/en realisieren zu können.

Daraus folgt:

(EMPFEHLUNG 3) Es ist notwendig, die Funktion
Gemeindepsychiatrie aus der aufgesplitterten Kom-
petenz, Verantwortung und Dienst- und Fachaufsicht
dreier Dezernate bzw. Ämter herauszulösen und sie
eindeutig einem Dezernat und Amt zuzuordnen.

Die Frage, welchem Dezernat bzw. Amt sie
zuzuordnen ist, konnte bislang aus, wie das Perso-
nal- und Organisationsamt (a.a.O.) nahelegt, politi-
schen Gründen nicht entschieden werden. Um eine
solche politische Entscheidung jenseits von aktuel-
len taktischen Prämissen begründet treffen zu kön-
nen, ist es notwendig, auf einen grundsätzlichen
Gesichtspunkt der inhaltlichen Konzeption der Arbeit
einer Funktion Gemeindepsychiatrie einzugehen.

Alle neueren Psychiatriekonzeptionen gehen vom
Grundatz der Gleichstellung der psychisch mit den
somatisch Kranken aus. Dieser Grundsatz zielt dar-
auf ab, an die Stelle einer faktischen Ausgliederung
der psychisch Kranken aus dem gesellschaftlichen
Leben (wie sie in ihrer Behandlung in stadtfernen
Landeskranken-häusern zum Ausdruck kam und
vielfach leider noch kommt) ihre soziale Reintegration
durch kompetente Behandlung zu setzen.

Diese kompetente Behandlung ist durch die Fort-
schritte der Psychotherapie, der Sozialtherapie und
der Pharmakotherapie inzwischen für einen Großteil
der psychisch Kranken gegeben.

Daß daneben auch soziale Reintegrations-
maßnahmen erforderlich sind und ebenfalls inzwi-
schen in einem breiten Spektrum bestehen, soll hier
nur korrekterweise benannt werden. Ihr Vorhanden-
sein in der Stadt ist zweifellos ein Verdienst des sog.
Frankfurter Modells. Nur kommt es in der hier vorge-
tragenen Argumentation darauf lediglich im Sinne
einer notwendigen Bedingung an. Die hinreichende
weil ebenfalls notwendige Bedingung, und darauf
zielt die vorgetragene Argumentation, ist die Ergän-
zung der sozialen und rehabilitativen Angebote durch
die medizinisch-psychotherapeutischen.

Der Unterschied zwischen der therapeutischen und
der sozialintegrativen Perspektive ist medizinisch
und sozialrechtlich zu fassen. (Psychische) Krank-
heit wird verstanden als vorübergehende Funktions-
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Störung, die geeignete Therapie erfordert und grund-
sätzlich behoben oder gelindert werden kann. (See-
lische) Behinderung wird verstanden als die Folge
einer solchen Erkrankung für die Teilnahme am
sozialen Leben. Daraus folgt, daß eine echte
Reintegration ohne (geeignete) Behandlung logisch
im Grunde nicht möglich, d.h. praktisch nicht wirk-
sam ist. Oder anders formuliert, daß die Behandlung
stets die Priorität vor der Reintegration haben muß,
weil (im Prinzip) nur die Behandlung der Krankheit
die Funktionsstörung beseitigen und so eine tatsäch-
liche soziale Reintegration oder Rehabilitation bewir-
ken kann.

Den tatsächlichen Hintergrund dieser medizinischen
und sozialrechtlichen Überlegungen bilden Erfahrun-
gen mit den Grenzen gemeindepsychiatrischer
Reintegrations- und Rehabilitations-bemühungen
ohne zureichende Behandlung.

Die Gruppe, bei der die Problematik offenkundig
wird, sind die sog. chronisch psychisch Kranken, die
schon begrifflich dort stehen, wo Behandlung viel-
leicht nicht mehr greift und nur noch begrenzte
soziale Reintegration im Sinne einer eingeschränk-
ten Teilnahme am sozialen Leben möglich ist.

Dies zu ermöglichen ist die Funktion der Einrichtun-
gen des komplementären Bereichs. Die in ihnen
offiziell angestrebte Rehabilitation bzw.
Wiedereingliederung ist in aller Regel eine unvoll-
ständige, was an der Schwere bzw. Chronizität der
Erkrankung liegen kann, aber auch an den (nur
unzureichend) zur Verfügung stehenden therapeuti-
schen Angeboten. Entsprechende Erfahrungen mit
teilstationären und ambulanten Angeboten und
Sozialtherapie (expl. Bauer/ Berger 1989) oder mit
Psychotherapie in Ergänzung komplementärer An-
gebote und der inzwischen weithin verbreiteten
Pharmakotherapie (expl. Mentzos 1991) zeigen, daß
mit therapeutischen Mitteln beträchtliche Besserun-
gen auch chronisch Kranker bewirkt werden können,
die eine soziale Reintegration über den Umkreis der
"Reha"-Einrichtungen hinaus ermöglichen.

Die Forderung nach Gleichstellung derpsychisch mit
den somatisch Kranken ist deshalb nicht nur von
gesundheitspolitisch-deklamatorischem Wert. Fakti-
sche Gleichstellung kann auch heißen bzw. zum
Ergebnis haben, daß bei entsprechender
Bereitstellung geeigneter therapeutischer Angebote
die in der Erkrankung liegende Funktionsstörung
behoben oder zumindest in die Nähe des normalen
Funktionsniveaus gebracht werden kann. Eine sol-
che Perspektive ist grundsätzlich aber nur möglich,
wenn wie oben dargelegt, die Behebung der
Funktionsstörung, die Heilung der Krankheit, logi-
sche (und institutionelle) Priorität vor dem Umgang

mit der als chronisch angesehenen seelischen Be-
hinderung erhält.

Man kann es auch umgekehrt ausdrücken. Wird
psychische Krankheit grundsätzlich unter seelische
Behinderung rubriziert, werden die
Behandlungsperspektiven nachrangig. Das kommt
schon in der Terminologie zum Ausdruck, wenn
allererst und allgemein von Versorgung und nicht von
Behandlung die Rede ist. Es kommt auch darin zum
Ausdruck, daß institutionelle Strukturen bestehen,
die von der Zuordnung der Funktionen her dem
Umgang mit der Behinderung Priorität vor der Be-
handlung geben.

Eben dies ist bei den oben beschriebenen
institutionellen Strukturen im
gemeindepsychiatrischen Bereich der Stadt Frankfurt
der Fall. Daß es sich hierbei um tradierte Strukturen
handelt - vgl. die immer wiederkehrende Berufung
auf das sog. Frankfurter Modell - ist nicht schon per
se eine hinreichende Begründung dafür, sie unge-
achtet neuerer Entwicklungen im therapeutischen
Bereich immer weiter zu tradieren. Vielmehr handelt
es sich hier anscheinend um das - vielfach zu beob-
achtende - Phänomen, daß einstmals historisch fort-
schrittliche Strukturen mit dem Wandel und der Ent-
wicklung des Umfeldes ihre progessive Funktion
verlieren.

Vielfach wird der Eindruck formuliert, daß das Frank-
furter Modell einstmals im Verhältnis zu einer traditio-
nellen Anstalts-psychiatrie, die außer der damals
noch vergleichsweise undifferenzierten
Pharmakotherapie kaum über therapeutische Po-
tentiale verfügte, sehr fortschrittlich war und zu einer
wesentlichen Verbesserung der Lage vieler psy-
chisch Kranker bzw. seelisch Behinderter beitrug.
Inzwischen haben sich wie o.g. die therapeutischen
Potentiale von klinischer und ambulanter
Sozialpsychiatrie und Psychotherapie aber wesent-
lich erweitert. Ein Frankfurter Modell, das hierauf
nicht mit einer Anpassung seiner institutionellen Struk-
turen reagiert, bleibt einem inzwischen überholten
Entwicklungsstand des gemeindepsychiatri-schen
Bereichs verhaftet. Damit blockiert es aber die
Behandlungsmöglichkeiten psychisch Kranker. Ge-
rade die sog. neuen chronischen Patient, meist jün-
gere, an Störungen aus dem schizophrenen
Formenkreis Erkrankte, haben bei geeigneter Be-
handlung gute Besserungs- und Heilungs-
möglichkeiten.

Deshalb sei abschließend eine etwas provokante
These formuliert, die aber der Sache nach durchaus
gehaltvoll ist.
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Die soziale Etikettierung psychisch Kranker als see-
lisch Behinderte (vgl. expl. den "Behindertenplan -
Seelisch Behinderte", Stadt Frankfurt, Sozialdezernat
1987) hat gerade bei der Gruppe der chronisch
psychisch Kranken eine fatale Konsequenz. Die (eben
nicht zwingend chronische, sondern vielfach doch
wirksam behandelbare) Krankheit wird in erster Linie
als Behinderung definiert, entsprechend "behandelt"
und damit objektiv weiter chronifiziert.

Dies ist umso zwingender der Fall, wenn - egal was
die in diesem Bereich Tätigen subjektiv in bester
Absicht wollen und meinen - institutionelle Strukturen
genau so gestaltet sind, daß (Sozialamt) die Er-
fassung des Falls unter Behinderung erfolgt statt
(Gesundheitsamt) unter Störung oder Erkrankung.

Die derzeitige Verödung der Funktion
Gemeindepsychiatrie in der Abt. Sozialpsychiatrie
am Sozialamt der Stadt ist Ausdruck genau dieser
Wahrnehmung des Falls durch die Stadt. Überspitzt
müßte man also sagen, die Stadt trägt durch die Art
und Weise, wie sie den institutionellen Umgang mit
dem Problem "chronische psychische Krankheit"
derzeit gestaltet, objektiv zur Verfestigung der
Chronifizierung und damit zu einer weiteren
Ausgrenzung der psychisch Kranken bzw. seelisch
Behinderten bei. (Diese Hypothese ließe sich im
übrigen zwanglos bestätigen durch die insgesamt bei
allen Bemühungen nach wie vor defizitäre
Psychiatriepolitik der Stadt im akutpsychiatrisch-kli-
nischen Bereich und die Folgen der auswärtigen
Unterbringu ng von über 50 % der psychisch Kranken
für den Verlauf ihrer Erkrankung).

Daraus folgt:

(EMPFEHLUNG 4) Die Funktion Gemeindepsych-
iatrie muß aus Gründen der Gleichstellung der psy-
chisch mit den somatisch Kranken in erster Linie dem
Dezernat für Gesundheit bzw. dem
Stadtgesundheitsamt zugeornet werden.

Anmerkungen

(1)
Dieser Beitrag ist 1991 erstmals formuliert und Mitte
1992 redigiert worden. In ihm wird im wesentlichen
versucht, einige prinzipielle Überlegungen anzustel-
len. Deshalb finden empirische Erfahrungsberichte
aus der kommunalen Psychiatrie (expl. die von A.
Schwendy aus Köln) ebensowenig Eingang wie neue-
re Tendenzen, die der kommunale Verantwortung für
die psychiatrische Versorgung zusätzlich Bedeutung
geben wie die Enthospitalisierungsprogramme der
Psychiatrischen Landeskrankenhäuser (expl. das des
LWV für das Land Hessen).

(2)
Der Begriff des komplementären Bereichs ist nur
sinnvoll, wenn man aus der Perspektive der Klinik
denkt. Tatsächlich wird aber mit dem
gemeindepsychiatrischen Verbund und dem
'gemeindepsychiatrischen Zentrum" in dessen Mitte
eine strukturelle Gewichtsverschiebung eingeleitet.
Auf die Dauer könnte sie dazu führen, daß die Klinik
ihrerseits wieder zur "Peripherie" (in der Gemeinde)
und ihre therapeutische Praxis Teil eines Verbunds
sozialtherapeutischer Aktivitäten wird.

(3)
Inzwischen gibt es seit Mai 1992 einen Beschluß der
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Frankfurt
am Main (M 35), in dem diese Sektorbildung, der
Stand ihrer Realisierung und die dazu noch erforder-
lichen Planungen und Maßnahmen einschließlich
der Bildung einer Stelle, die die kommunale Verant-
wortung für diesen Bereich sichert, im einzelnen
dargestellt sind.

(4)
Hinzu kommen noch die Stellen für Kinder- und
Jugendpsychiatrie im Jugendamt, die bislang eben-
falls nicht in eine Gesamtkonzeption kommunal ver-
antworteter psychiatrischer Versorgung integriert sind.

Nachweise:

- Badura, B./ Lenk, K. 1986: Der öffentliche
Gesundheitsdienst: Begräbnis oder Neubeginn; in:
Blanke, B./ Evers, A./ Wollmann, H. (Hrsg.): Die
zweite Stadt. Neue Formen lokaler Arbeits- und
Sozialpolitik, Leviathan Sonderheft 7/1986

- "Behindertenplan - Seelisch Behinderte", Stadt
Frankfurt, Sozialdezernat 1987

- Empfehlungen der Expertenkommission der Bun-
desregierung zur Reform der Versorgung im
psychiatrischen und psychotherapeutisch/
psychosomatischen Bereich, Bonn 1988
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- Gesetz zur Neuordnung des Krankenhauswesens
Hessen (HKRG) v 18.12.1989

- Labisch, A. 1986: Gemeinde und Gesundheit. Zur
historischen Soziologie des kommunalen Gesund-
heitswesens; in: Blanke/ Evers/ Wollmann (Hrsg.)
a.a.O.

- Magistrat der Stadt Frankfurt: Magistratsbericht B
97 vom 14.3.1986

- Magistrat der Stadt Frankfurt: Magistratsbericht B
61 o vom 7.6.1991

- Bauer, MV Berger, H. 1989: Kommunale Psychiatrie
auf dem Prüfstand

- Mentzos, S. 1991: Psychodynamische Konzepte in
der Psychiatrie

- Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht
über die Lage der Psychiatrie in der Bundesrepublik
Deutschland - Zur psychiatrischen und
psychotherapeutisch/ psychosomatischen Versor-
gung der Bevölkerung ("Psychiatrie- Enquete"), Bonn
1975

Der Verfasser ist Psychologe und Psychoanalytiker
und praktiziert als Psychotherapeut in eigener Praxis
in Offenbach; daneben arbeitet er als Supervisor und
Berater von Organisationen des Gesundheits- und
Sozialwesens.
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Der Psychiater wird sich ein bißchen
verspäten. Wenn Sie solange über Ihre Haut

sprechen möchten, Dr. Peters hier ist
Dermatologe.
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BAMBERGER HOF, FRANKFURT

Ausgangsbasis:

Pflichtversorgungsgebiet:
keine regionale Pflichtversorgung,
rd. 68% der aufgenommenen
3atienten stammen aus Frankfurt

Planbetten 1991: vollstationär:
Tagesklinik:
Nachtklinik:

insgesamt:

51
15
15

881

Sektor West
Sektor Nord
Sektor Ost
Sektor Süd

insgesamt:

128
116
133
132

509

nicht krankenhausbehandlungs-
bedürftige Langzeitpatienten: 1
Krankenhausbetten 80

aber eine gewisse Reduzierung des Bettenbedarfs
für möglich. Grundlage für die Bedarfsplanung sollen
die in Frankfurt bestehenden 4
Standardversorgungsgebiete sein. Der
Psychosoziale Ausschuß schlug deshalb folgende
Bettenzahlen vor:

In Frankfurt sind neben dem Bamberger Hof
psychiatrische Abteilungen an der Uniklinik (189
Betten/Plätze) und dem Stadtkrankenhaus Frankfurt/
Höchst (100 Betten) vorhanden. Das Krankenhaus
Frankfurt-Höchst will demnächst eine Tagesklinik
mit 20 Plätzen eröffnen, so daß dann in Frankfurt
insgesamt 390 Betten/Plätze zur Verfügung stehen.
In der Uniklinik sind aber einige Stationen wegen
Umbauarbeiten und Personalmangel geschlossen.
Außerdem nimmt diese psychiatrische Abteilung zu
rd. einem Drittel Patienten von außerhalb Frankfurts
auf.

Planung für die Stadt Frankfurt

Der Allgemeine Teil der 3. Fortschreibung des
Krankenhausplanes nennt für die Stadt Frankfurt
648.847 Einwohner und bei einer Bettenmeßziffer
von 0,7 : 1.000 Einwohner einen Bedarf von 454
Betten/Plätzen.

Die Stadt Frankfurt erwartet einen stärkeren
Bevölkerungsanstieg, so daß sich alleine deshalb
der Bettenbedarf erhöhen dürfte.

Der Psychosoziale Ausschuß der Stadt Frankfurt
verabschiedete im Oktober 1991 ein Konzept für die
künftige klinisch-psychiatrische Versorgung der Stadt.
Es geht davon aus, daß wegen der besonderen
Problematik einer Großstadt eine Bettenmeßziffer
von 0,8 : 1.000 Einwohner bedarfsnotwendig sei.
UnterBerücksichtigungderunsicheren Bevölkerungs-
prognose und im Zusammenhang mit dem gezielten
Ausbau des komplementären Angebotes einschließ-
lich der Realisierung einer Versorgungsverantwortung
fürden komplementären Bereich, hielt der Ausschuß

Dies sind 55 Betten mehr gegenüber der Bettenzahl
der Krankenhausplan-Fortschreibung. Aus dieser
Bettenzahl ergibt sich eine Meßziffer von 0,78:1.000
Einwohner.

Der Sektor West soll weiterhin von der psychiatrischen
Abteilung des Krankenhauses Höchst versorgt wer-
den. Der Sektor Süd von der Uniklinik, die dann die
Zahl ihrer Versorgungsbetten reduzieren müßte. Im
Sektor Nord soll eine psychiatrische Abteilung am
St.-Markus-Krankenhaus entstehen. Fürden Sektor
Ost wird eine neue psychiatrische Abteilung geplant,
für die der Psychosoziale Ausschuß den Standort-
vorschlag St.-Katharinen-Krankenhaus unterbreitete.

Der LWV Hessen strebt an, diese Abteilung mit 133
Betten in seiner Trägerschaft aufzubauen und auf
diesem Wege seiner mit der Übereignung des
Waldkronkenhauses Köppern eingegangenen Ver-
pflichtung gegenüber der Stadt Frankfurt nochzu-
kommen. Gleichzeitig wäre dann der Bamberger Hof
an seinem jetzigen Standort aufzugeben. Die Räum-
lichkeiten des Bamberger Hofes sind ohnehin nur
angemietet. Für die Übergangszeit besteht die Ab-
sicht, den Bamberger Hof schon stärker in die
Pflichtversorgung fürden Ostteil der Stadt Frankfurt
einzubinden.

Psychiatrie 2000
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Kein Bettenabbau in der Gemeindepsychiatrie!

Der "Bamberger Hof" muß erhalten bleiben!

Sachlich unhaltbare Erlasse des Hessischen Ministeriums für Jugend, Familie und Gesundheit, die eine
gemeindeferne psychiatrische Versorgung noch über das Jahr 2000 zu zementieren versuchen, müssen
revidiert werden.

Unsere Forderungen:

1. wir fordern eine sachlichere und konkretere Informationspolitik seitens des Hessischen Ministeriums
für Jugend, Familie und Gesundheit zur Perspektive des "Bamberger Hofes".

2. Wir fordern, daß durch Fortschreibung des Krankenhausbedarfsplanes unter Einbeziehung des
"Bamberger Hofes" über das Jahr 1998 hinaus, die Grundlage für eine bedarfsgerechte Versorgung
des Ost-Sektors der Stadt Frankfurt gelegt wird.

3. Wir fordern, daß der "Bamberger Hof" als Kern einer Abteilung für Psychiatrie an einem
Allgemeinkrankenhaus mit Pflichtversorgung für die Versorgung des Ost-Sektors erhalten bleibt.

4. Die damit verbundene und notwendige konzeptionelle Diskussion sind wir bereit, unter Einbeziehung
der bereits im Ost-Sektor vorhandenen komplementären Dienste, umgehend aufzunehmen.

5. Der' "Bamberger Hof" muß solange weiterbetrieben werden, bis im Ost-Sektorder Stadt Frankfurt eine
neue klinische Einrichtung eröffnet werden kann. Sollte dies bis Ende 1998 nicht möglich sein, muß
das Mietverhältnis verlängert werden.

Seit 1976 verfügt das fachärztlich geleitete und aus Krankenpflegepersonal, Psychologen,
Beschäftigungstherapeuten, Sozialarbeitern und Motopäden bestehende multiprofessionelle Team des
"Bamberger Hofes" über einschlägige Erfahrungen in der vollstationären, teilstationären und ambulanten
gemeindenahen sozialpsychiatrischen Behandlung. Diese gemeindepsychiatrische Versorgung hat sich
über Jahre bewährt und nimmt einen festen Platz in der psychiatrischen Versorgung der Stadt Frankfurt ein.

Es darf nicht sein, daß persönliche sozialpolitische Meinungen aus einem Ministerium oder rein wirtschaft-
liche Interessen an sachlichen Empfehlungen von Verbänden, der Kommune und des Bundes vorbei zu
einem Rückschritt in der psychiatrischen Versorgung der Frankfurter Bürger führen.

Wir Mitarbeiter des "Bamberger Hofes" sind in Übereinstimmung mit dem LWV und der Stadt Frankfurt bereit,
mit unseren Erfahrungen und unserem Können,die psychiatrische Versorgung für den Osten der Stadt
mitzugestalten.

Wird allerdings weiterhin über die Köpfe der Beteiligten und Betroffenen hinweg für Verunsicherung gesorgt,
hieße daß, einem erfahrenen Team mit Engagement und "know-how" die Perspektive zu nehmen.-

Deshalb fordern wir das Hessische Ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit auf, sich den Vorschlä-
gen, Beschlüssen und Forderungen der Stadtverordnetenversammlung, des LWV, des Landesarztes für
Psychiatrie und der Angehörigen unserer Patienten anzuschließen und diese umzusetzen.

Frankfurt, den 2. Dezember 1992

A.Diethelm
Für die Dienststellenleitung

G. Vogt
Für den Personalrat

GR. Bergner
Fü' die AG "Zukunft Bamberger Hof"

13



LESERBRIEFE

LLJ
LL
LU

GQ
GC
III
(f)
LU

Thema: "Ursachen für psychische
Erkrankungen"

Leider ist wieder einmal der
Psychoterror an Kindern durch
Mi ßhandlu ngen verschiedener Art
und die Gewaltbereitschaft von
jungen Menschen aktuell gewor-
den. Eltern sind überfordert und
Jugendliche haben keine positive
Motivierung, im Gegenteil, sie äu-
ßern sich offen und öffentlich für
Brutalität, Töten, Zerstörung. Die-
se Aggressionsbereitschaft ent-
steht bereits im Kindesalter und
wird durch die Pubertät noch ver-
schärft, radikaler. Um diese Pro-
blematik, die verhängnisvoll für
Eltern und Jugendliche enden
kann, einmal zu verdeutlichen,
möchte ich folgendes Prosa-
gedicht, das ich in Anlehnung an
ein Schulbuch geschrieben habe,
empfehlen:

"Kind" s.S.: 39

Günter Koch

Therapie und Arbeit

Sehr geehrte Damen und Herren,

es hat mich sehr gefreut, daß zwei
Patientenkollegen auf meinen Ar-
tikel über "Erfahrungen in Thera-
pie und (Rena-) Werkstätten" kri-
tisch aber auch zustimmend ge-
antwortet haben. Herr Baumann
wollte es sogar punktuell noch
deutlicher und kritischer. Die Ant-
wort von Herrn Maurer hat mir
sehr gut gefallen, da er das The-
ma "Arbeitsklima" bzw. "Betriebs-
klima" noch angesprochen hat, das
uns Patienten, aber auch die
Gesamtgesellschaft angeht, ver-
bringen wir doch 1/3 unseres Le-
bens am Arbeitsplatz. Psycho-
terror, Intrigen und Anfeindungen
am Arbeitsplatz belasten oft mehr
die Gesundheit als die bloße Ar-
beit. Inzwischen gibt es in den
Medizinwissen-schaften auch
schon einen Begriff für Leiden
durch Psychoterror am Arbeits-
platz: "Mobbing". Ist das Betriebs-
klima gut, arbeiten die meisten
Menschen mehr und besser. Bei
vermehrter Arbeitslosigkeit wird
dieses Problem eher noch ver-
schärft. Arbeitgeber und Verant-
wortliche wären daher im eigenen
Interesse gut beraten, wenn sie
Kollegialität und das Arbeitsklima
fördern würden; denn Erkrankun-
gen und "Krankfeiern" sind eigent-
lich von niemanden erstrebens-
wert, der noch einen Hauch von
Moral hat. Letztlich haben wir alle,
ob Gesunde oder Kranke, den
Schaden zu bezahlen, denn die
Krankenkassen müssen dann für
die Kranken aufkommen - finan-
ziert durch die KV-Beiträge aller
Menschen in unsererGesellschaft.

Günter Koch
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Pavillon Postille

"Trotzdem, jetzt gerade!"

Liebe Freunde,

gestern Morgen habe ich einen langen Artikel geschrieben, den ich an die "Treffpunkte"-Redaktion
schicken wollte. Aber zum Schluß habe ich - ich schreibe am PC - vergessen, den Text zu speichern,
und so war auf einen Schlag alles hin und futsch.

Danach ging es mir saumäßig schlecht, denn ich neige dazu, es mir schlecht gehen zu lassen. Ich bin
süchtig, und ich weiß, es ist an der Zeit, von der Sucht wegzugehen hin in ein selbständiges Leben.
Ich nenne es nicht mehr Psychose oder Schizophrenie, selbst wenn ich in den vergangenen Wochen
und Monaten Symptome hatte. Denn heute ist mir bewußt, daß ich es bin, die diese Symptome
produziert um von der Wirklichkeit des Lebens, vor zwischenmenschlichen Beziehungen und den
täglichen Anforderungen und Arbeiten, auch vor Liebesarbeit wegzuflüchten in die Selbst-
Disqualifikation. Denn dann kann ich sagen, ich bin ja krank, und deswegen arbeitsunfähig,
liebesunfähig, und habe "Grund", aus Frust Berge von Zigaretten weiterzuqualmen, obwohl sie mir
schon lange nicht mehr gut tun.

Gestern nachmittag war ich streitsüchtig, habe meinem Mann Vorwürfe gemacht, mich selbst gehaßt,
und, als ich schließlich unter hohem Leidensdruck stand, im PKH Höchst angerufen. Gott sei Dank
hat man sich dort von mir nicht narren lassen und mir gesagt, sofern ich nicht psychotisch oder
selbstmordgefährdet sei, sei es wohl angenehmer für mich, in Freiheit selbst etwas zu tun.

Wißt ihr, ich bin ungeheuer trotzig. Das erste heute morgen waren schon wieder drei Zigaretten auf
nüchternen Magen. Obwohl ich mir in Wirklichkeit anderes wünsche, als daß. Es ist die Sucht nach
Lebendigkeit, nach Freude, und indem ich nicht lebendige und freudige Dinge tue, sondern meinen
Schnuller in mich hineinsauge, verhindere ich mein eigenes Wohlbefinden und Erwachsenwerden.
Wenn ich so weitermache, lande ich wieder in der Klapse. Also muß ich versuchen, den beschwerlicheren,
aber dafür schöneren und reineren Weg doch noch zu beschreiten, egal wie lange ich es vor mir
hergeschoben habe und nicht wahrhaben wollte. Ich werde mich anstrengen müssen - aber vielleicht
wird es weniger anstrengend sein, als mich täglich selbst auszuschließen und für lebensunfähig zu
erklären.

Die Menschen rings um mich haben mit mir nicht so viele Probleme wie ich selbst. Sie durchschauen
mich. Erkannt werden macht Angst. Einige sind schon genervt und sagen mir teils direkt, teils durch
die Blume, was sie davon halten ...

Ich glaube, als erstes darf ich aufhören, mich zu schämen und zugeben, daß ich Wünsche und
Bedürfnisse habe. Meine Wünsche sind oft immaterieller Art. Aber die Bedürfnisse kosten meistens
Geld. Ich mag auch nicht mehr beleidigte Leberwurst spielen, weil man mich darauf aufmerksam
macht, daß ich gescheiter was arbeiten soll, als mich in meinen diversen Süchten zu ergehen und durch
Selbstzerfleischung die Fürsorge anderer anzusprechen.

Ich habe dieses Muster lange Zeit verschleppt. Heute funktioniert es nicht mehr. Manchmal, wenn ich
alleine zuhause bin und mich selbstmitleidig fühle, und zufällig die Nachbarin von nebenan ihr schrilles
Lachen hören läßt, habe ich die Assoziation, daß da meine Mutter mich auslacht. Ich mag kein
Muttertöchterchen mehr bleiben. Und ich mag anfangen, mich von den inneren Fesseln zu befreien.

Wenigstens habe ich, nachdem ich ohne Krankenhaus durch eine Phase von Verfolgungsängsten
gegangen bin die Gewißheit, daß die Problematik in mir und meinem Verhalten liegt. Für meine Ängste
kann ich vielleicht nicht so viel. Aber dafür, daß ich seit Monaten meine (ich)-Sucht festhalte, dafür
kann ich was. Mein Körper fühlt sich dadurch unnatürlich an, und mein Selbstwertgefühl ist natürlich
gesunken. Ist ja auch nicht gerade ehrenwert, geschweige denn schön was ich da gemacht hab. Nur,
die Forderung, die das Leben an mich stellt, ist heute noch die gleiche und wird sich auch nicht ändern:
Tu das, von dem Du weißt, daß es dran ist.
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Pavillon Postille

Ich habe viel zu erzwingen versucht in meinem bisherigen Leben und vieles nicht wahrhaben wollen.
Ich habe momentan den Vorzug, in Freiheit noch die Chance zu haben, selbst den Weg aus der Kloake
zu gehen. Euch, die Ihr momentan in psychiatrischen Klinken seid, möchte ich mitteilen, daß ihr nicht
verrückt seid, egal wieviele Stimmen ihr hört, Bilder seht oder psychische und körperliche Schmerzen
und Spannungen erlebt, denn all das, was in Form von Wahnbildern zu uns kommt, sind nur die
unbewußten oder verdrängten Elemente unseres eigenen Fühlens und Denkens. Ich weiß mittlerweile,
daß es verschwindet, wenn man es geschehen läßt. Ich hatte mich schon ganz gut entfesselt. Nur, etwas
in mir hat gesagt: Was, die Lena als freier, gesunder und fröhlicher Mensch? Und so hab ich mir
künstlich mein inneres Stahlkorsett wieder angezogen, mich abgesondert, mich von anderen isoliert,
abgeschaltet. Jetzt ist mir schlecht. Du irgendetwas, das mir nicht erlauben will, was zu taugen, halt
dein beschissenes Maul. Ich zeige Dir die Zähne und ich will gewinnen.

Lena

Der Närrin dramatisches Ende

Ich bin das selbst,
das nicht nach andern fragte
und so versagte.

Ich bin der Narr,
der sehr gut weiß,
daß er verstecken spielt
und doch sich selbst und andern nie entflieht.

Ich bin die Scham, erkannt zu sein,
der Drang, was sein zu sollen.
Ich bin das, was ich selbst nicht glauben wollte
und allzu oft verneinen sollte.

Das Spiel ist aus,
der Vorhang fällt,
ich bin ne Frau,
leb in der Welt
und brauch was alle brauchen.

Lena

16



H31SI03H

s
s

er

s

x

o
s
o

a:



PSYCHOSOZIALES ADRESSBUCH

Treffpunkte
Teplitz- Pavillon
Teplitz-Schönauer-Straße 1a

6000 Frankfurt am Main 70

Betr. Psychosoziales Adreßbuch

Wir bitten in der nächsten Auflage des "Psychosozialen Adreßbuches" um folgende

Aufnahme/Änderung (Zutreffendes bitte unterstreichen)

Name der Einrichtung

Straße

PLZ Ort

Telefon

Träger

Kurzbeschreibung

Öffnungszeiten

Bereich

Gruppe

Wohnen
Arbeit/Ausbildung
Tagesstruktur
Beratung
Freizeit

§39 BSHG Seelisch
§39 BSHG Sucht
§39 BSHG Geistig
§39 BSHG Körperlich
Mehrfachnennung möglich

Ambulante Hilfe
Selbsthilfe
Therapie ambulant
Therapie stationär

Frauen/Männer
allgemeine Sozialhilfe
sonstige

§72 BSHG Gefährdete Arbeitslose
§72 BSHG Altenhilfe Ausländer
Jugendhilfe Familie
Sonstige

Frankfurt am Main, den Unterschrift und Stempel
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BERATUNG REGISTER BERATUNG

GRUPPE: PSYCHISCH BEHINDERTE

AG ANGEH., FR. ...PSYCH. KRANKER FÖRDER E.V.
AK KLIENTENZENTRIERTER BERATUNG e.V.
AKADEMIE FÜR PSYCHOANAMNESE
AMBULANZ BAMBERGER HOF
ANALYTKINDER-U.JUGENDLICHE-PSYCHOTHER.
ANGEHÖRIGE ANONYMER SPIELER
ANGEHÖRIGENGR. PSYCHISCH KRANKER MENSCHEN
ANONYME SPIELER
ARBEITSAMT FRANKFURT
ARBEITSGEMEINSCHAFT SELBSTHILFEGRUPPEN
ÄRZTL.DIENST - SOZIALPSYCHIATRIE
BEGEGNUNGSZENTRUM OASE
BER.ST FÜR ANGEHÖRIGE PSYCHISCH KRANKER
BER ST. FÜR ELTERN, KINDER, JUGENDLICHE
BERATUNGS- u. BEHANDLST. f. KINDER u. ERWACHSENE
BERATUNGSDIENST DER EV./KATH. KIRCHE
BERATUNGSSTELLE SELBSTHILFEGRUPPEN
BÜRGERHILFE SOZIALPSYCHIATRIE FFM e.V.
BV D. ANGEHÖRIGEN PSYCHISCH KRANKER e.V
CENTRUM F.PSYCHOORG. U. PSYCHOSOZ. HILFE
CINDERELLA FRANKFURT
CLUB REGENBOGEN
DEUTSCHER ARBEITSKREIS FÜR FAMILIENHILFE
DIE BRÜCKE
DIENST FÜR LEBENS- UND KONFLIKTBERATUNG
ELTERN- UND JUGENDBERATUNG
FAMILIENTHERAPEUTISCHE PRAXIS FFM e.V.
FEMINISTISCHE MÄDCHENARBEIT
FRANKFURTER ZENTRUM F. ESSSTÖRUNGEN e.V
FRAUENSELBSTHILFE NACH KREBS
GEMEINDEPSYCHIATRISCHER DIENST DER FWG
GESTALT-INSTITUT
GRÜNLAND
HAUS DER BEGEGNUNG
INST f. VERHALT THERAPIE u. KOMMUN TRAINING
INSTITUT FÜR FAMILIENTHERAPIE
INTERNATIONALE KONTAKT- u. BERATUNGSSTELLE
IVK
KÄNGURUH-HAUS / KLUB KÄNGURUH
KOMM - AMBULANTE DIENSTE
MUSKELKRANKEN-SELBSTHILFE
OA (SELBSTHILFEGRUPPE F. ESSSÜCHTIGE)
ÖKUMENISCHER BERATUNGSDIENST HAUPTWACHE
PERSPEKTIVEN E.V.
PSKB- DIE BRÜCKE
PSKB- INTERNATIONAL
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GRUPPE: SUCHT

AG GEGEN DIE SUCHTGEFAHREN (AGS)
AK KLIENTENZENTRIERTER BERATUNG e.V.
AKTION SOZIALE HILFE FRANKFURT e.V.
AL-ANON
ALTE BACKSTUBE
AMBULANTE UND STATIONÄRE DIENSTE
ANGEHÖRIGE ANONYMER SPIELER
ANONYME ALKOHOLIKER - KONTAKTSTELLE
ANONYME SPIELER
ARBEITSAMT FRANKFURT
ARBEITSGEMEINSCHAFT SELBSTHILFEGRUPPEN
BERATUNG F.ALKOHOLKRANKE UND -GEFÄHRDETE
BERATUNGSDIENST DER EV./KATH. KIRCHE
BERATUNGSSTELLE DROGEN & AIDS
BERATUNGSSTELLE SELBSTHILFEGRUPPEN
BLAUES KREUZ IN DEUTSCHLAND e.V.
BLAUES KREUZ IN DEUTSCHLAND e.V.
CARITAS - BER.F.ALKOHOLABH, MAGERSUCHT
DEUTSCHER ARBEITSKREIS FÜR FAMILIENHILFE
DEUTSCHER GUTTEMPLER ORDEN (IOGT)
DROGENBERATUNG BOCKENHEIM
DROGENBERATUNG SACHSENHAUSEN
DROGENHILFE DER JUGEND MIT EINER MISSION
DROGENNOTRUF
DROP-IN
ELTERNKREIS DROGENABHÄNG. JUGENDLICHER
EV. SUCHTKRANKENBERATUNG
EXTERNE DROGENBERATUNG IN DER JVA
FACHBER.FÜR SUCHTPRÄVENTION U.DROGENFR
FRANKFURTER ZENTRUM F. ESSSTÖRUNGEN e.V.
FRAUENBERATUNGSST. DER WERKSTATT FFM e.V
FREUNDESKREIS FÜR SUCHTKRANKENHILFE
GUTTEMPLER - ORDEN (IOGT)
INFO-GRUPPE F. ALKOH- UND MEDI.-ABHÄNG.
JUGEND- UND DROGENBER AM MERIANPLATZ
JUGEND- UND DROGENBER./HERMANN-HESSE-SCH
JUGEND- UND DROGENBERATUNG "DROP IN"
JUGEND- UND DROGENBERATUNG HÖCHST
JUGEND- UND DROGENBERATUNG SACHSENHAUSEN
JUGEND- UND SUCHTBER.ST. GALLUS
JUGEND- UND SUCHTBER.ST. HÖCHST
JUGEND- UND SUCHTBERATUNG WESTEND
JUGEND- UND SUCHTBERATUNG GALLUS
LEBENSWENDE e.V
NARCOTICS ANONYMOUS (12-SCHRITTE-GRUPPE)
ÖKUMENISCHER BERATUNGSDIENST HAUPTWACHE
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POSITIV LEBEN
PSYCHOSOZIALE BER.ST.FÜR SUCHTKRANKE
SELBSTHILFE- UND NACHBARSCHAFTSZENTRUM
SOZIALD. F. SUCHTKRANKE
STAATLICHES SCHULAMT
ÜBERREG.SUCHTBERATUNGSST.D.DIAKON.WERKS
ZUFLUCHT FRANKFURT e.V.

GRUPPE: GEISTIG BEHINDERTE

EVANGELISCHE ERWACHSENENBILDUNG
HILFE FÜR DAS AUTISTISCHE KIND
HUMANGENETISCHE BERATUNGSSTELLE
INTERESSENGEMEINSCHAFT EPILEPSIE FFM
JUGEND- UND FAMILIENHILFE DER CARITAS
KOMM - AMBULANTE DIENSTE
LEBENSHILFE FÜR GEISTIG BEHINDERTE e.V.
STIFTUNG FÜR DAS BEHINDERTE KIND

GRUPPE: KÖRPERBEHINDERTE

AG ALLERGIE UND ASTHMA
AG ALLERGIEKRANKES KIND
AG ZUR FÖRDERUNG DER GEHÖRLOSEN IN FFM
AIDS-AUFKLÄRUNG
AIDS-BERATUNGSZENTRUM WENDELSPLATZ
AIDS-HILFE FRANKFURT e.V.
AIDS-TELEFON e.V
ALLERGIKER- UND ASTHMATIKERBUND
AMBULANTE DIENSTE BOCKENHEIM
ARBEITSGEMEINSCHAFT SELBSTHILFEGRUPPEN
BEHINDERTEN - SELBSTHILFE e.V
BEHINDERTENHILFE DES SOZIALAMTES
BERAT.-u.VERMITTLSTELLEf.MOB.DIENSTE
BERATUNGSSTELLE DROGEN & AIDS
BERATUNGSSTELLE F. HÖR- U. SPRACHGESCH.
BERATUNGSSTELLE SELBSTHILFEGRUPPEN
BETREUUNGSZENTRUM DER AIDS-HILFE
BLINDENBUND IN HESSEN e.V.
BULIMIE-ZENTRUM/PSYCHOLOG.PRIVATINSTITUT
BUND DER KRIEGSBLINDEN DEUTSCHLAND e.V.
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PSKB - KAMINCLUB
PSKB FFM - HÖCHST
PSKB FFM - NORD
PSKB FFM - OST
PSKB FFM - SÜD
PSKB FFM - WEST
PSKB HOCHTAUNUSKREIS
PSKB OFFENBACH
PSKB SCHWALBACH
PSKB WETTERAUKREIS
PSYCHOSOZIALE AMBULANZ
PSYCHOSOZIALE BERATUNG FÜR FRAUEN
PSYCHOSOZIALE KREBSNACHSORGE FÜR FRAUEN
PSYCHOSOZIALER DIENST DER FWG
PSYCHOSOZIALES ZENTRUM F.AUSL.FLÜCHTL
PSYCHOTHER. BER. FÜR STUDIERENDE
PSYCHOTHERAPIE FÜR KREBSKRANKE
PSYCHOTHERAPIE, BERATUNG U. HEILPÄD. e.V
SELBSTHILFE- UND NACHBARSCHAFTSZENTRUM
SELBSTHILFEGR. KREBSKR. MÄNNER U. FRAUEN
SIGMUND FREUD-INSTITUT
SOZIALPSYCHIATR. DIENST DER STADT FRANKFURT
SOZIALDIENST FÜR PSYCHISCH KRANKE
SOZIALTHERAPIE FRANKFURT
STIFTUNG FÜR DAS BEHINDERTE KIND
STOTTERER-SELBSTHILFEGRUPPE
TAGESBETREUUNGSSTÄTTE
TELEFONSEELSORGE (EVANGELISCH)
TELEFONSEELSORGE (KATHOLISCH)
TELEFONSEELSORGE - BERATUNG HAUPTWACHE
TREFFPUNKT SÜD
TULPENCAFE
VERBAND ALLEINSTEHENDER MÜTTER u. VÄTER
VORSORGEZENTRUM f. KINDL ENTWICKLUNGSSTÖRUNGEN
ZUFLUCHT FRANKFURT E.V.
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BUND DEUTSCHER HIRNBESCHÄDIGTER
BUNDESVERBAND FÜR DIE KEHLKOPFLOSEN
BV DER KEHLKOPFLOSEN DER BRD
CHRISTOPHERUS HAUS
CINDERELLA FRANKFURT
CLUB BEHINDERTER UND IHRER FREUNDE
DEUTSCHE GESELLSCHAFT MORBUS BECHTEREW
DEUTSCHE ILCO - HILFE FÜR SOMATRÄGER
DEUTSCHE MULTIPLE SKLEROSE GESELLSCHAFT
DEUTSCHE MYASTHENIE GESELLSCHAFT e.V.
DEUTSCHE RHEUMALIGA e.V.
DEUTSCHER DIABETIKER BUND
DEUTSCHER PARITÄTISCHER WOHLFAHRTSVERBAND
DEUTSCHER SCHWERHÖRIGENBUND
DIÄT- FORUM
DIE BRÜCKE
DPWV - KREBSBERATUNGSSTELLE
DRK - PSYCHOSOZ.KREBSNACHSORGE F.FRAUEN
DT. GES. BEKÄMPFUNG D. MUSKELKRANKH. e.V
DT MULTIPLE SKLEROSE GES. LV HESSEN e.V
ESSEN AUF RÄDERN
EV. BLINDENARBEIT IM EV. VOLKSDIENST
EVANGELISCHE BLINDENARBEIT
EVANGELISCHE GEHÖRLOSENGEMEINDE
FEMINISTISCHES FRAUENGESUNDHEITSZENTRUM
FÖRDERUNG U.BETREUUNG SPASTISCH GELÄHMT.
FRANKFURTER ZENTRUM F. ESSSTÖRUNGEN e.V.
FRATERNITÄT D.BEHINDERTEN U.LANGZEITKR.
FRAUENSELBSTHILFE NACH KREBS
FREUNDESKREIS DER WIRBELSÄULENKRANKEN
GEHÖRLOSEN- U SCHWERHÖRIGEN-ZENTRUM FFM
HILFE FÜR KREBSKRANKE KINDER e.V.
HUMANGENETISCHE BERATUNGSSTELLE
INTERESSENGEMEINSCHAFT EPILEPSIE FFM
JUGEND- UND FAMILIENHILFE DER CARITAS
KATH GEHÖRLOSEN-SEELSORGE
KATHOLISCHE BLINDENSEELSORGE
KATHOLISCHES BLINDENWERK HESSEN e.V.
KES - VEREIN ZUR KOORD. u. ENTW. VON SELBST.
KOMM - AMBULANTE DIENSTE
KOMMOBIL
KONTAKTST F. KÖRPERB. U. LANGZEITKRANKE
KREBS-KONTAKTSTELLE
LANDESVERBAND DER GEHÖRLOSEN HESSEN E.V.
LVZUR FÖRDER U. BETREU. BEHIND. KINDER
MOBILE KINDERKRANKENPFLEGE
MUSKELKRANKE e.V. HESSEN
MUSKELKRANKEN-SELBSTHILFE
POSITIV LEBEN
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GRUPPE: ALTENHILFE

ABTEILUNG ALTENHILFE DES SOZIALAMTES
ALTENHILFE DES CARITASVERBANDES FFM
AMBULANTE DIENSTE BOCKENHEIM
BEGEGNUNGSSTÄTTE HOFGUT GOLDSTEIN
BERAT- UND VERMITTLSTELLE F. MOB. DIENSTE
BUND DER RUHESTANDSBEAMTEN U. HINTERBUE.
CARITAS - OFFENE ALTENHILFE
DEUTSCHER RENTNERBUND e.V.
ESSEN AUF RÄDERN
EVANGELISCHE LUTHERGEMEINDE
EVANGELISCHE MARKUSGEMEINDE
HILFSWERK D. DEUTSCHEN UNITARIER e.V.
HOBBY-BÖRSE
INFORMATIONS-U. HAUSNOTRUFZENTRALE
INSTITUT FÜR SOZIALARBEIT
KOMM - AMBULANTE DIENSTE
MELISSA
NACHBARSCHAFTSZENTRUM OSTEND
SENIORENCLUB IM ROTHSCHILDPARK
SOZIAL- UND REHABILIT.ZENTRUM FFM-WEST
SOZIALZENTRUM MARBACHWEG
VEREINIGUNG DER BEHINDERTEN UND SENIOREN

GRUPPE: JUGENDHILFE

AG ALLERGIEKRANKES KIND
AKTIONSKOMITEE "KIND IM KRANKENHAUS'1

ANALYT.KINDER-U.JUGENDLICHE-PSYCHOTHER.
AWO - BERATUNGSSTELLE FÜR JUGENDLICHE
BER.ST. FÜR SEHBEHINDERTE AN REGELSCHUL
BERATUNGSSTELLE DROGEN & AIDS
BERATUNGSSTELLE F. ARBEITSLOSE JUGENDL.
BERATUNSSTELLE FÜR ELTERN; KINDER U. JUGENDLICHE
BERATUNGSSTELLE FÜR JUNGE FLÜCHTLINGE
BERATUNGSSTELLE FÜR KINDERSCHUTZARBEIT
CARITAS - ERZIEHUNGSBERATUNG
CARITAS - ERZIEHUNGSBERATUNG
CARITAS-KINDER-JUGEND-U. FAMILIENHILFE
CHRISTLICHE ARBEITERJUGEND
DEUTSCHER KINDERSCHUTZBUND e.V.
DROGENBERATUNG BOCKENHEIM
DROGENBERATUNG SACHSENHAUSEN
DROP-IN
ELTERN- UND JUGENDBERATUNG
ELTERNKREIS DROGENABHÄNG. JUGENDLICHER
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ERZIEHUNGSBERATUNGSSTELLE
FAMILIENHILFE IM KATH. SOZIALBÜRO HÖCHST
FAMILIENTHERAPEUTISCHE PRAXIS FFM e.V.
GESELLSCHAFT ERZIEHUNG U. ELTERNARBEIT
HAUS DER BEGEGNUNG
HAUS DER VOLKSARBEIT e.V.
HILFE FÜR DAS AUTISTISCHE KIND
HILFE FÜR KREBSKRANKE KINDER e.V.
HILFEN FÜR MUTTER UND KIND
HILFSWERK D DEUTSCHEN UNITARIER e.V.
IB-MÄDCHENTREFF
INSTITUT F. ANALYT. KINDER-U. JUGENDL. PSYCHOTHERAPIE
INTERNATIONALE JUGENDBERATUNG
INTERNATIONALES FAMILIENZENTRUM
INTERNATIONALES JUGENDZENTRUM
JUGEND-UND DROGENBERATUNG HÖCHST
JUGEND-UND DROGENBERATUNG SACHSENHAUSEN
JUGEND-UND SUCHTBERATUNG WESTEND
JUGEND-UND SUCHTBERATUNG BOCKENHEIM
JUGEND-UND SUCHTBERATUNGSTELLE SACHSENHAUSEN
JUGENDBERATUNG UND JUGENDHILFE e.V.
JUGENDCLUB GRIESHEIM-BAHNHOF
JUGENDLADEN DER ARBEITERWOHLFAHRT
JUGENDSPRECHSTUNDE
KINDER-UND JUGENDTELEFON
KINDER-JUGEND-ELTERNBERATUNG GOLDSTEIN
KINDERZUFLUCHT
KONTAKTSTELLE FÜR ELTERN UND ELTERNINITIATIVEN
LV ZUR FÖRDERUNG U. BETREUUNG BEHINDERTER KINDER
MÄDCHENHAUS FRANKFURT (FeM)
MÄDCHENTREFF DES IB-JUGENDSOZIALW. e.V.
MOBILE KINDERKRANKENPFLEGE
PÄDAGOGISCHE FRÜHFÖRDERUNG DER EV. BLINDENARBEIT
PROJEKT KLEYER 90
PSYCHOTHERAPIE, BERATUNG U. HEILPÄD. e.V
SCHULSOZIALARBEIT
SORGENTELEFON F. KINDER U. JUGENDLICHE
SOZIALPÄD. VEREIN FÜR FAMILIENERG. ERZ.
SOZIALPÄDAG.DIENST FÜR AUSL KINDER/JUG.
SOZIALPÄDAGOGISCHE SCHÜLERHILFE FÜR KINDER
SOZIALPÄDAGOGISCHES ZENTRUM e.V.
SOZIALPÄDIATRISCHES ZENTRUM
STAATLICHES SCHULAMT
STIFTUNG FÜR DAS BEHINDERTE KIND
VEREIN FÜR PSYCHOTHERAPIE, BERATUNG
VEREIN FÖRDERUNG VON JUGENDWOHNMOD.e.V.
VEREIN FÜR INTERNAT. JUGENDARBEIT e.V
VEREIN FÜR SOZIALPÄDAGOGISCHE BETREUUNG
VEREIN KINDER -U. JUGENDHILFE FRANKFURT e.V.
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PRAXIS FÜR PSYCHOTHERAPIE
PSYCHSOZ. KREBSBERATUNGSST. DER DKG E.V.
PSYCHOSOZIALE KREBSNACHSORGE FÜR FRAUEN
PSYCHOTHERAPIE FÜR KREBSKRANKE
REICHSBUND e.V.
SELBSTHILFEGR. KREBSKR. MÄNNER U. FRAUEN
SOZIALD. F. KRIEGSOPFER U. ZIVILBLINDE
SPASTIKER VEREIN
STIFTUNG BLINDENANSTALT FRANKFURT AM MAIN
STIFTUNG FÜR DAS BEHINDERTE KIND
V D K
VERBAND KRIEGS- UND WEHRDIENSTOPFER
VEREIN Z. FORD BEWEGUNGSGEST. KINDER eV
VEREINIGUNG KLEINER MENSCHEN e.V.

GRUPPE: BERATUNG GEFÄHRDETE

AKTION SOZIALE HILFE FRANKFURT e.V.
AMBULANTE UND STATIONÄRE DIENSTE
ARBEITSAMT FRANKFURT
ARBEITSGEMEINSCHAFT SELBSTHILFEGRUPPEN
AUFSUCHENDE SOZIALARBEIT FRANKFURT/MAIN
BAHNHOFSMISSION FRANKFURT
BERATUNG F.ALKOHOLKRANKE UND -GEFÄHRDETE
BERATUNGSDIENST DER EV./KATH. KIRCHE
BERATUNGSDIENST FÜR MÄNNER
BERATUNGSSTELLE FÜR FRAUEN
BERATUNGSSTELLE SELBSTHILFEGRUPPEN
FEMINISTISCHES FRAUENGESUNDHEITSZENTRUM
FÖRDERUNG DER BEWÄHRUNGSHILFE IN HESSEN
FRAUENHAUS "DIE KANNE"
HAFTENTLASSENENHILFE e.V.
HAUS DER BEGEGNUNG
HAUS DER DIAKONIE
ÖKUMENISCHE STRASSENSOZIALARBEIT
ÖKUMENISCHER BERATUNGSDIENST HAUPTWACHE
SOZIALAMT - PFLEGEAMT
SOZIALAMT: SOZIALD FÜR HAFTENTLASSENE
SOZIALD. F. GEFÄHRDETE FRAUEN
SOZIALD F. NICHTSESSHAFTE U. HAFTENTL
SOZIALDIENST KATH. FRAUEN e.V.
SOZIALE GERICHTSHILFE F. ERWACHSENE
ÜBERNACHTUNGSSTÄTTE KIESSTRASSE
VEREIN ZUR BERUFL FÖRDERUNG VON FRAUEN
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VEREIN Z. FÖRDERUNG BEWEGUNGSGESTÖRTER KINDER e.V.
VEREIN ZUR UNTERSTÜTZUNG DER ARBEITNEHMERJUGEND
VORSORGEZENTR. F. KINDL ENTWICKLUNGSSTÖRUNGEN

GRUPPE: FRAUEN / MÄNNER

AGISRA e.V.
AIDS-BERATUNGSZENTRUM WENDELSPLATZ
AIDS-HILFE FRANKFURT e.V.
AIDS-TELEFON e.V.
AIDSHILFE FRANKFURT
AK PARTNERSCHAFTSKRISE.TRENNUNG, SCHEIDUNG
AKADEMIE FÜR PSYCHOANAMNESE
ANGEHÖRIGENGRUPPE PSYCHISCH ERKANKTER MENSCHEN
ANLAUFSTELLE FÜR STRAFFÄLLIG GEWORDENE FRAUEN
ARBEITSGEMEINSCHAFT FRANKFURTER FRAUENVEREINE
ARBEITSGEMEINSCHAFT SELBSTHILFEGRUPPEN

ARBEITSKREIS PARTNERSCHAFTSKRISE e.V.
AUSLÄNDER UND AUSLÄNDERINNENBERATUNG
AUTONOMES FRAUENHAUS
BERATUNGSSTELLE DEUTSCH-IRANISCHER FRAUENVEREIN
BERATUNGSSTELLE FÜR SCHLAGENDE UND MISSBR MÄNNER
BERATUNG FÜR AUSLÄNDISCHE FRAUEN IM GALLUS
BERATUNG FÜR MISSHANDELTE FRAUEN
BERATUNGSSTELLE FÜR FRAUEN
BERATUNGSSTELLE SELBSTHILFEGRUPPEN
BERATUNGSTELEFON FÜR MÄNNER
BULIMIE-ZENTRUM/PSYCHOLOG. PRIVATINSTITUT
CARITAS - BER.F.ALKOHOLABH .MAGERSUCHT
CARITAS ERZIEHUNGSBERATUNG
CARITAS VERBAND FRANKFURT e.V.
CENTRUM F.PSYCHOORG U. PSYCHOSOZ. HILFE
DEUTSCHER ARBEITSKREIS FÜR FAMILIENHILFE
DEUTSCHER EV. FRAUENBUND
DEUTSCHES ROTES KREUZ FFM e.V.
DIÄT- FORUM
DIE BRÜCKE
DPWV - KREBSBERATUNGSSTELLE
DRK - KUR- U.ERHOLUNGSHILFEN
DRK - PSYCHOSOZ KREBSNACHSORGE F.FRAUEN
DT. GES. BEKÄMPFUNG D. MUSKELKRANKH. e V
DT MULTIPLE SKLEROSE GES. LV HESSEN e.V
EHE- UND SEXUALBERATUNG
EHE-FAMILIEN-UND LEBENSBERATUNG DER AWO
ERGO E.V. - INFORMATION,TRAINING FÜR FRAUEN
EV. FAMILIENBILDUNG
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PRO FAMILIA PREUNGESHEIM
PSYCHOSOZIALE AMBULANZ
PSYCHOSOZIALE BERATUNG FÜR FRAUEN
ROSA TELEFON
SANKT MARKUS KRANKENHAUS
SCHULDNERBERATUNG DER AWO
SELBSTHILFE- UND NACHBARSCHAFTSZENTRUM
SEXUALMEDIZINISCHE AMBULANZ
SOZIALAMT- PFLEGEAMT
SOZIALD. F. GEFÄHRDETE FRAUEN
SOZIALDIENST KATH. FRAUEN e.V.
SOZIALPÄD. VEREIN FÜR FAMILIENERG. ERZ.
STAATLICHES SCHULAMT
STERILISATIONSBERATUNG FÜR MANNER
STILLGRUPPEN / BERATUNG ZUM STILLEN
TELEFONISCHE STILLBERATUNG
VEREIN FRAUEN HELFEN FRAUEN e.V.
VEREIN FÜR INTERNAT JUGENDARBEIT e.V.
VEREIN Z. BERATUNG U. ÖKOM. FÖRDERUNG VON FRAUEN
ZENTRUM FÜR WEITERBILDUNG e.V.

GRUPPE: ARBEITSLOSE

AMNESTY INTERNATIONAL
ARBEITSAMT FRANKFURT
ARBEITSGEMEINSCHAFT SELBSTHILFEGRUPPEN
BERATUNGSDIENST DER EV/KATH. KIRCHE
BERATUNGSSTELLE F. ARBEITSLOSE JUGENDL
BERATUNGSSTELLE SELBSTHILFEGRUPPEN
DIENST FÜR LEBENS- UND KONFLIKTBERATUNG
ERWERBSLOSENINITIATIVE LUTHERGEMEINDE
FRANKFURTER ARBEITSLOSENZENTRUM e.V.
FRAUENZUKUNFTSWERKSTATT e.V.
JUGENDGEMEINSCHAFTSWERK
LAG SOZIALE BRENNPUNKTE HESSEN e.V.
LEHRER ORGANISIEREN SELBSTHILFE (LOS.)
NACHBARSCHAFTSZENTRUM OSTEND
ÖKUMENISCHER BERATUNGSDIENST HAUPTWACHE
PSYCHOTHERAPIE FÜR KREBSKRANKE
SELBSTHILFE- UND NACHBARSCHAFTSZENTRUM
SELBSTHILFE-GEM. DER UNTERHALTSPFLICHT.
SELBSTORGANISATION D. ZIVILDIENSTLEIST.
SOZIALHILFEBERATUNG

VERBAND ALLEINSTEHENDER MÜTTER U. VÄTER
VERWAISTE ELTERN
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GRUPPE: AUSLÄNDER

AGISRA e.V.
ARBEITSAMT FRANKFURT
BER.ST DEUTSCH-IRANISCHER FRAUENVEREIN
BERATUNG FÜR AUSLFLÜCHTLINGE/ÜBERSEE
BERATUNGSSTELLE FÜR GRIECHEN
BERATUNGSSTELLE FÜR ITALIENISCHE MITBÜR.
BERATUNGSSTELLE FÜR JUNGE FLÜCHTLINGE
BERATUNGSSTELLE FÜR LATEINAMERIKANER
BERATUNGSZENTRUM FÜR AUSLAND. FAMILIEN
CARITAS - AUSLÄNDERBERATUNG
IG DER MIT AUSLÄNDERN VERHEIRAT. FRAUEN
INTERESSENGEMEINSCHAFT D. M. AUSLÄNDERN VERHEIRAT. FRAUEN
INTERNATIONALES FAMILIENZENTRUM
IVSK
JUGENDCLUB GRIESHEIM-BAHNHOF
JUGENDGEMEINSCHAFTSWERK
JUGENDGEMEINSCHAFTSWERK
KOREANISCHER SOZIALDIENST
KROATISCHES ZENTRUM
LESE-UND SCHREIBSERVICE
MUTTER-KIND-BERATUNGSZENTRUM e.V.
NACHBARSCHAFTSZENTRUM OSTEND
ÖKUMENISCHER BERATUNGSDIENST HAUPTWACHE
PSKB-INTERNATIONAL
PSYCHOSOZIALES ZENTRUM F.AUSL.FLÜCHTL.
RECHTSHILFEKOMITEE FÜR AUSLÄNDER
SOZIALD DES VEREINS DER INDOCHINA-FLÜ.
SOZIALD.DES VEREINS DER VIETNAM.FLÜCHTL
SOZIALDIENST FÜR AUSLÄNDER (AWO)
SOZIALDIENST FÜR AUSLÄNDER (CARITAS)
SOZIALDIENST FÜR FLÜCHTLINGE
SOZIALPÄDAG.DIENST FÜR AUSLKINDER/JUG.
ÜBERREG BER.ST.F.AUSLÄNDISCHE FLÜCHTL.
VEREIN GRIECHISCHER ELTERN e.V.
ZENTRALE BERATUNGSST. F. ASYLBEWERBER
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EV. FAMILIENBERATUNG
EV FAMILIENBILDUNG "HAUS DER FAMILIE"
FAMILIENHILFE IM KATH. SOZIALBÜRO HÖCHST
FEMINISTISCHE MÄDCHENARBEIT
FEMINISTISCHES FRAUENGESUNDHEITSZENTRUM
FRANKFURTER FRAUENSCHULE
FRAUENBERATUNGSST. DER WERKSTATT FFM e.V
FRAUENBETRIEBE - QUALIFIK V.FRAUEN e.V.
FRAUENERWERBSLOSENZENTRUM
FRAUENGESUNDHEITSZENTRUM NEUHOFSTRASSE
FRAUENHAUS "DIE KANNE"
FRAUENSELBSTHILFE NACH KREBS
FRAUENZENTRUM BOCKENHEIM
FRAUENZUKUNFTSWERKSTATT e.V.
FREUNDESKREIS FÜR SUCHTKRANKENHILFE
HAUSFRAUENVERBAND FRANKFURT e.V.
HILFEN FÜR MUTTER UND KIND
HOMOSEXUELLE UND KIRCHE e.V.
HOSPITAL ZUM HEILIGEN GEIST
HUMANGENETISCHE BERATUNGSSTELLE
HUMANGENETISCHE POLIKLINIK
IG DER MIT AUSLÄNDERN VERHEIRAT. FRAUEN
INFORMATIONSZENTRUM F. MÄNNERFRAGEN e.V.
INSTIT. F. VERHALTENSTHERAPIE U. KOMMUNIKATIONSTRAINING
INTERESSENSGEM. D. M. AUSLÄNDERN VERHEIRATETEN FRAUEN
ISUVA/DU e. V. INTERESSENVERBAND
JUGEND- UND FAMILIENHILFE DER CARITAS
KATH. DEUTSCHER FRAUENBUND
KATH. BILDUNGSWERK - REFERAT FAMILIE
KINDERHEIM PREUNGESHEIM e.V.
LAG SOZIALE BRENNPUNKTE HESSEN e.V.
LESBEN INFORM.u.BERATUNGSSTELLE (LIBS)
MÄDCHENHAUS FRANKFURT (FeM)
MÄDCHENTREFF DES IB-JUGENDSOZIALW. e.V.
MÄNNERBERATUNGSTELEFON
MÄNNERSTRIPPE
MÄNNERTREFF (PRO FAMILIA)
MUTTER-KIND-BERATUNGSZENTRUM e.V.
MÜTTERGENESUNG/FAMILIENERHOLUNG/KINDERKUR
MÜTTERGENESUNGSWERK
NOTRUF FÜR VERGEWALTIGTE FRAUEN
ÖKUMENISCHE STRASSENSOZ.ARB.-TAGESSTÄTTE
PRO FAMILIA
PRO FAMILIA - LV HESSEN e.V.
PRO FAMILIA BORNHEIM
PRO FAMILIA GOLDSTEIN
PRO FAMILIA GRIESHEIM
PRO FAMILIA HÖCHST
PRO FAMILIA ORTSVERBAND FRANKFURT
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GRUPPE: SONSTIGE

AG TU WAS"
AG ALLERGIEKRANKES KIND
AKTIONSKOMITEE "KIND IM KRANKENHAUS"
ANLAUFSTELLE FÜR STRAFFÄLLIG GEW. FRAUEN
ARGUK(AG UMWELTKONTROLLE)
BAHNHOFSMISSION FRANKFURT
BER.ST. BEI ENTWICKLUNGSSTÖRUNGEN
BER.ST. FÜR ANGEHÖRIGE PSYCHISCH KRANKER
BER.ST. FÜR ELTERN, KINDER, JUGENDLICHE
BER.ST. FÜR ELTERN, KINDER, JUGENDLICHE
BER.ST. FÜR PATIENTEN MIT MUCOVISCIDOSE
BER.ST.FÜR HELFER IN DER BEWÄHRUNGSHILFE
BERAT.-UND VERMITTLSTELLE FÜR MOB. DIENSTE
BERATUNG FÜR KRIEGSDIENSTVERWEIGERER
BERATUNGSDIENST DER EV./KATH. KIRCHE
BERATUNGSDIENST FÜR AUSSIEDLER
BERATUNGSSTELLE FÜR KINDERSCHUTZARBEIT
BETROFFENENHILFE PLÖTZLICHER KINDSTOD
BULIMIE-ZENTRUM/PSYCHOLOG. PRIVATINSTITUT
BUNDESVERSICHERUNGSANST. FÜR ANGEST./BfA
CARITAS - SCHULDNERBERATUNG
CARITAS - SCHWANGERSCH -KONFLIKTBERATUNG
DEUTSCHE FRIEDENSGESELLSCHAFT-VEREINIGTE KDG.
DEUTSCHER FAMILIENVERBAND LV HESSEN e.V.
DIAKONISCHES WERK HESSEN UND NASSAU e.V.
DT GESELLSCHAFT FÜR ERNÄHRUNG e.V.
DT. VEREIN F. GESUNDHEITSPFLEGE e.V.
DT.FRIEDENSGES-VEREIN.KRIEGSDIENSTGEGN
DT.GESELLSCH.Z.FÖRD.D GEHÖRLOSEN e.V.
ERZIEHUNGSBERATUNGSSTELLE
EV. ARBEITSSTELLE FÜR RELIGIONSFRAGEN
FACHGRUPPE "BEHINDERTE IM VERKEHR"
FRANKFURTER GEFÄNGNISVEREIN e.V.
HESSISCHES LITERATURBÜRO
HUMANGENETISCHE BERATUNGSSTELLE
HUMANGENETISCHE POLIKLINIK
INTERESSENVERBAND UMWELTSCHUTZ
KES
KONTAKTSTELLE FÜR ELTERN U. ELTERNINITIATIVEN
LANDESVERSICHERUNGSANSTALT HESSEN
LANDESVERSORGUNGSAMT HESSEN
LEBENSRÄUME e.V.
LESE-UND SCHREIBSERVICE
MIETERSCHUTZ-BERATUNG
MÜTTERGENESUNGSWERK
OA (SELBSTHILFEGRUPPE F. ESSSÜCHTIGE)
ÖKUMENISCHE STRASSENSOZ.ARB.-TAGESSTÄTTE
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GRUPPE: PSYCHISCH BEHINDERTE

BEGEGNUNGSZENTRUM OASE
BÜRGERHILFE SOZIALPSYCHIATRIE FFM e.V
CAFE AMBET
CAFETERIA DER HOHEN LANDESSCHULE
CLUB IM EVANGELISCHEN GEMEINDEZENTRUM
CLUB KÄNGURUH
CLUB OASE
CLUB REGENBOGEN
DEUTSCHER ARBEITSKREIS FÜR FAMILIENHILFE
DIE BRÜCKE
FREUNDESKREIS FÜR SEELISCHE GESUNDHEIT
GEMEINDECLUB KNOSPE
GRÜNLAND
HEINRICH-HOFFMANN-MUSEUM
KAFFESTUBE
KÄNGURUH-HAUS / KLUB KÄNGURUH
KONTAKTSTELLE KÄNGURUHHAUS DER FWG
NORDWEST-PAVILLON
PERSPEKTIVEN e.V
PSKB- DIEBRÜCKE
PSKB-KAMINCLUB
PSKB FFM - HÖCHST
PSKB FFM - SÜD
SELBSTHILFE- UND NACHBARSCHAFTSZENTRUM
TAGESBETREUUNGSSTÄTTE SMT
TAGESBETREUUNGSSTÄTTE TEPLITZ-PAVILLON
TEESTUBE
TREFFPUNKT-SÜD
TULPENCAFE
VERBAND ALLEINSTEHENDER MÜTTER U. VÄTER
VEREIN FÜR REISETHERAPIE

GRUPPE: SUCHT

ALTE BACKSTUBE
DEUTSCHER ARBEITSKREIS FÜR FAMILIENHILFE
FREUNDESKREIS FÜR SUCHTKRANKENHILFE
GAMBLERS ANONYMOUS
JUGEND- UND DROGENBERATUNG "DROP IN-
SELBSTHILFE- UND NACHBARSCHAFTSZENTRUM
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GRUPPE: GEISTIG BEHINDERTE

EVANGELISCHE ERWACHSENENBILDUNG
LEBENSHILFE FÜR GEISTIG BEHINDERTE e.V.

GRUPPE: KÖRPERBEHINDERTE

ARTEMIS SPORT FRANKFURT
CLUB BEHINDERTER UND IHRER FREUNDE
DIE BRÜCKE
EVANGELISCHE GEHÖRLOSENGEMEINDE
FREUNDESKREIS DER WIRBELSÄULENKRANKEN
LANDESSPORTBUND HESSEN e.V.
ROLLSTUHLSPORTCLUB
SCHWERHÖRIGEN CLUB 1974 FRANKFURT e.V
SCHWERHÖRIGEN-JUGEND-CLUB FFM e.V.
STIFTUNG BLINDENANSTALT FRANKFURT A. M.
VERSEHRTEN-SPORT-GEMEINSCHAFT
VERSEHRTEN-SPORT-GEMEINSCHAFT HÖCHST
VERSEHRTEN-SPORT-GEMEINSCHAFT NIEDERRAD

GRUPPE: GEFÄHRDETE

FÖRDERUNG DER BEWÄHRUNGSHILFE IN HESSEN

GRUPPE: ALTENHILFE

BEGEGNUNGSSTÄTTE HOFGUT GOLDSTEIN
CARITAS - OFFENE ALTENHILFE
EVANGELISCHE MARKUSGEMEINDE
HILFSWERK D. DEUTSCHEN UNITARIER e.V.
HOBBY-BÖRSE
INFORMATIONS-UND HAUSNOTRUFZENTRALE
INSTITUT FÜR SOZIALARBEIT
NACHBARSCHAFTSZENTRUM OSTEND
SENIORENCLUB IM ROTHSCHILDPARK
SOZIALZENTRUM MARBACHWEG
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PÄDAGOGISCHE FRÜHFÖRD. DER EV. BLINDENARBEIT
PAX CHRISTI / BASISGRUPPE ECKENHEIM
PAX CHRISTI e.V.
PSYCHOLOGISCHE BER.ST.F.ERZIEHUNG/EHE
PSYCHOLOGISCHE BER ST.F.ERZIEHUNG/EHE
PSYCHOLOGISCHE BER.ST.F.ERZIEHUNG/EHE
RAPHAELS - WERK
REFERAT UMWELTSCHUTZ / UMWELTBERATUNG
REHABILITATIONSBERATUNG DER AOK
REHABILITATIONSLEHRERIN DER STADT FFM
REICHSBUND e.V.
SELBSTHILFE- UND NACHBARSCHAFTSZENTRUM
SOZIALD F. NICHTSESSHAFTE U. HAFTENTL.
SOZIALDI ENST ADOPTION
SOZIALE GERICHTSHILFE F. ERWACHSENE
SOZIALPÄD.VEREIN ZUR FAMILIENERGÄN.ERZ.
SOZIALPÄDAGOGISCHE FAMILIENHILFE
SOZIALPÄDAGOGISCHER VEREIN
SOZIALPÄDAGOGISCHES ZENTRUM e.V.
SOZIALPÄDIATRISCHES ZENTRUM
STOTTERER-SELBSTHILFEGRUPPE
SWITCHBOARD
TELEFONSEELSORGE - BERATUNG HAUPTWACHE
V D K
VERBAND DER HEIMKEHRER
VERBAND KRIEGS- UND WEHRDIENSTOPFER
VEREIN FÜR PSYCHOTHERAPIE, BERATUNG
VERSORGUNGSAMT FRANKFURT a.M. (A-D)
VERSORGUNGSAMT FRANKFURT a.M. (P-Z)
WALTER-KOLB-STIFTUNG e.V.
WEISSER RING
ZENTRALE STUDIENBERATUNG
ZWILLINGSRUNDE e.V.
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